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Regierungsrat Hans Gassner zur Frage einer 13. AHV/IV-Monatsrente 

0 5  BÖHM* 

In der öffentlichen Landtagssitzung 
von gestern Freitagvormittag stand 
auch das Postulat über die Ausrich­
tung einer 13. AHV/IV-Rente als 
Teuerungsausgleich für das Jahr 
1975 zur Diskussion. Das Postulat 
wurde erwartungsgemäss abge­
lehnt, nachdem sich das vom AHV-
Verwaltungsrat eingeholte Gut­
achten angesichts auch der heuti­
gen Wirtschaftslage eindeutig ge­
gen einen solchen Schritt aussprach 
und sich der AHV-Verwaltungsrat 
lediglich mit einem Mehrheitsbe-
schluss zur Empfehlung für die Aus­
richtung einer halben Monatsrente 
durchringen konnte; eine halbher­
zige Empfehlung für eine halbe Lö­
sung also, deren parteipolitische 
Hintergründe unverkennbar sind. 

Am Ende der wie erwartet länge­
ren  Diskussion in der gestrigen 
Landtagssitzung, griff auch der zu­
ständige Ressortchef, Regierungsrat 
Hans Gassner in die Debatte ein 
und begrün^at^iJRik,nachstehenden 

Arztliche 
Versorgung 
Weitere Verbesserung 
angekündigt 
Im Rahmen des Pressege­
sprächs mit der Regierung 
kündigten Regierungschef 
Dr. Walter Kleber und Regie­
rungsrat Hans Gassner am 
Dienstag dieser Woche einen 
weiteren, wesentlichen 
Schritt zur Verbesserung der 
ärztlichen Versorgung in 
Liechtenstein an: die Zulas­
sung von Assistenzärzten bei 
bestehenden Arztpraxen 
ohne zeitliche Beschränkung. 
Ein diesbezüglicher Verord­
nungsentwurf der Regierung 
befindet sich im Vernehmlas-
sungsverfahren. 
Bisher konnten in Liechten­
stein etablierte Aerzte nur 
während ihrer Abwesenheit 
Assistenten als «Ferienver­
tretungen» engagieren. Die 
neue  Verordnung sieht nun 
vor, d a s s  ein in unserem 
Lande zugelassener  Arzt d a s  
ganze  J a h r  über  einen Assi­
stenten beschäftigen kann, 
de r  ihn einerseits entlastet, 
anderersei ts  a b e r  vor allem 
auch den  permanenten Be­
reitschaftsdienst de r  Aerzte 
in Liechtenstein erheblich 
verbessern kann. 
Die neue  Verordnung ändert  
nichts an  den  Zulassungsbe­
stimmungen für Aerzte, die in 
unserem Lande eine e igene 
Praxis eröffnen wollen. Dies 
ist nach  wie vor u. a. auch  an  
d i e  liechtensteinische Staats­
bürgerschaft  d e s  Gesuchs-
stellers gebunden.  Die jetzt 
weiter in Verbesserung be­
findliche ärztliche Versor­
gung d e s  Landes geht  nicht 
zuletzt auf e ine  Initiative d e r  
Arbeitsgruppe für die  Frau 
zurück, die sich auch  im Zu­
sammenhang mit dem Ver-
nehmlassungsverfahren be­
treffend die Revision d e s  
Adoptionsrechtes aktiv am 
öffentlichen Geschehen  e n ­
gagiert  hat. 

Ausführungen die Haltung der Re­
gierung in dieser Frage: 

Teuerung im voraus ausgeglichen 
«Tatsache ist, dass sämtliche AHV-
und IV-Renten auf den 1. Januar  
1973 von 200 Franken auf 400 Fran­
ken im Minimum und von 400 Fran­
ken auf 800 Franken im Maximum 
erhöht wurden. Auf diese Verdop­
pelung sämtlicher Renten folgte auf 
den 1. Januar  1975 eine nochmalige 
Erhöhung der Renten von 400 
Franken auf 500 Franken im Mini­
mum und von 800 Franken auf 1000 
Franken im Maximum. Die Teue­
rung im Jahre  1975 betrug 3,45 Pro­
zent. 
# Wie aus dem Reglerungsbericht 
an den Landtag vom 3. September 
1974 hervorgeht, ist die ursprüng­
lich mit 20 Prozent festgesetzte 
Renteiierhöhung per i .  Januar 1975 
auf 25 ^fozeht erhöht worden) und 
zwar iinter deip, Hinweis' einer 
Teuerungs-Vorleistung pro 1975. 

Die in den Jahren 1973 und 1974 
eingetretene Teuerung ist durch 
Auszahlung einer doppelten Ren­
tenzahlung jeweils ausgeglichen 
worden. Ich zitiere hier nochmals 
die entsprechende Passage aus dem 
damaligen Regierungsbericht an  
den Landtag: 
# «Bei der Gewährung einer dop­
pelten Hilflosen- und Rentenlei­
stung bei der AHV und IV im De­
zember 1974 wäre praktisch der 
Teuerungsausgleich erreicht. Für 
1975 ist er mit der Anhebung der 
Leistungen um 25 Prozent erreicht.» 

Damit ist erwiesen — und dies 
blieb auch in diesem hohen Hause 
damals unwidersprochen — dass 
die um 5 Prozent v o n  20 Prozent auf 
25 Prozent erhöhte Rentenanpas­
sung per 1. Januar  1975 ausdrück­
lich unter dem Hinweis der Teue­
rungsabgeltung pro 1975 erfolgte. 
Nachdem die Teuerung im vergan­
genen Jahr  effektiv nur  3,45 Pro­
zent betrug, ist somit die Teuerung 
durch diese Vorwegleistung voll 
abgegolten.» 

Rückläufige AHV-Beiträgel 
«Ich kann mir ersparen, nochmals 
alle Argumente, die die Regierung 
zur ablehnenden Antragstellung 
dieses Postulates bewogen haben, 
zu wiederholen, da  diese ja  im Re­
gierungsbericht ausführlich darge­
legt werden. Eines aber  muss bei 
dieser Gelegenheit qesagt- werden: 
die Zeiten des ungebrochenen 
Wachstums und de r  Wirtschafts-
Euphorie sind auch in der Sozial­
versicherung vorbei. Die Rezession 
ist auch in unserem Sozialversi­
cherungsinstitut im Jahre  1975 dra­
stisch spürbar geworden. Während 
wir in den Jahren 1972, 1973 und 
1974 noch durchschnittlich einen 
jährlichen Beitragszuwachs von 
15,11 Prozent oder, in konkreten 
Zahlen ausgedrückt, im Jahre  1974 
gegenüber dem J a h r  1973 einen Bei­
tragszuwachs von noch 4.2 Millio­
nen Franken zu verzeichnen hatten, 
betrug dieser Zuwachs im Jahre 
1975 lediglich noch ca. 230 000 
Franken oder winzige 0,68 Prozent. 
Wenn wir die Teuerung von 3,45 
Prozent u n d  die anfangs 1975 noch 
allgemein gewährten Teuerungszu­
lagen ins Kalkül ziehen, bedeutet 
dieses Ergebnis effektiv erstmals in 
der Geschichte de r  liechtensteini­

schen AHV ein Rückgang der 
AHV-Beiträge im Jahre 1975.» 

Verständnis der j 
Bezüger-Generation 
«Es ist kaum anzunehmen, dass es 
im Jahre 1976 oder 1977 wesentlich 
besser aussehen wird. Ich glaube 
auch, alle in diesem Hause sind 
sich klar darüber^ dass Beitragser­
höhungen im heutigen Zeitpunkt 
nicht diskutabel wären. Wenn wir 
jedoch Realerhöhiingen durch eine 
13. Rente vornehmen, so würden, 
wie uns der  erfahrene Versiche­
rungsexperte in  tseinem ausführli­
chen und fundierten Bericht darge­
legt hat, Beitragserhöhungen unum­
gänglich sein, um unseren ausseror­
dentlich grossen Ausland-Ver­
pflichtungen aus dem Fonds auch in  
kommenden Jahren noch gerecht 

werden zu können.  Ich glaube, d i e  
heutige Bezüger-Generation, d ie  
selbst noch  wirtschaftlich sehr  
schlechte Zei ten am eigenen Leib 
erfahren und  mitgemacht  hat, wird  
auch durchaus Verständnis  auf­
bringen, Wenn angesichts de r  heu­
tigen ebenfalls rezessiven Erschei­
nungen, wo  einzelne der  aktiv täti­
gen, und  de r  beitragszahlenden Be­
völkerungsschichten sogar Einkom­
mensbussen oder  zumindest ke ine  
Einkommenssteigerunq zu e rwar ten  
haben, keine  Realerhöhunqen der  
Renten vorgenommen werden.» 

Der Fonds gehört allen 
Versicherten 
«Ich möchte bei dieser Gelegenheit  
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Denkmalschutz 
Pfarrhaus Bendern als positives Beispiel 

Die aktuelle Frage 

In einem Gespräch  mit unserer  Zei­
tung, das  wir a m  Donnerstag (8.4.) 
veröffentlichten,, sp rach  sich Regie­
rungschef Dr. Walter K i e b e r für 
e ine  unbürokratischere, menschli­
c h e  Verwaltung aus. Er teilte nicht 
nur  die Meinung vieler Bürger, wo­
nach der  Bürokratismus in einem 
Teil unserer  Amtsstellen unsympa­
thische Blüten treibt, sondern be­
zeichnete so l che  Auswüchse aus ­
drücklich auch  als eine besondere  
Sorge  de r  Regierung, die sich s t e t s  
bemühe, «bürgernah» zu sein und 
die Probleme d e s  Einzelnen e rns t  zu 
nehmen. Der Regierungschef forder­
te  jeden auf, allfällige Probleme mit 
Amtsstellen zu melden, damit die  
Regierung Abhilfe schaffen könne. 
Darüberhinaus verwies e r  auf die Er­
weiterung d e s  Aufgabenkataloges 
der  Regierungskanzlei, die nach ih­
rer Wiederbesetzung durch einen 
Kanzleileiter auch  als Beratungs-

Das neue Denkmalschutzgesetz, das 
am Donnerstag vom Landtaq in er­
ster Lesung behandelt und nach 
einer Reihe kritischer Voten aus 
beiden Fraktionern in eine Kommis­
sion zur Weiterbearbeitung ge­
schickt wurde, hat eine Serie von  
Fragen im Zusammenhang mit dem 
Schutz alter Kulturgüter aufgewor­
fen, auf die wir noch qesondert ein­
gehen werden. — Unbestritten dürf­
te jedoch die vor kurzem erfolgte 
Unterschutzstellung des Pfarrhau­
ses in Beridern (unser Bild sein), das 
nachweislich zu den  schönsten Pro­
fanbauten in unserem Lande zählt, 

Das ursprünglich als Kloster kon­
zipierte Haus wurde um 1540 erbaut 
und diente rund 100 Jahre  lang als 
Exil für Weisse Mönche aus Chur. 
Das Gebäude weist frühbarocke 
Bauelemente und eine gotische 
Halle auf. Es steht zudem auf einem 
der  historisch interessantesten 
Flecken unseres Landes, der nach­
weislich schon seit der  Römerzeit 
besiedelt war. Jetzt  stünde einer 
ernsthaften Renovation des Hauses 
nichts mehr im Wege, welche die 
Gemeinde Gamprin um eines der  
wohl schönsten Baudenkmäler 
Liechtensteins bereichern würde. 

ivialaise in unserer Verwaltung? 

a m  
und Beschwerdestelle fungieren 
soll. — Ist e s  Zufall ode r  eine Folge 
d e s  Gesprächs  mit d e m  Regierungs­
chef, d a s s  d e r  Bürokratismus in un­
se re r  Verwaltung im Laufe de r  öf­
fentlichen Landtagssitzung vom 
Donnerstag wiederholt auch  Gegen­
s tand von kritischen Voten d e r  
Landtagsabgeordneten aus  beiden 
Fraktionen war?  Abgesehen von 
einer Kleinen Anfrage d e s  Abg. Nol-
di Frommelt (FBP) in dieser  Sache,  
kritisierten u. a. auch Herbert Kindle 
(VU), Dr. Peter  Marxer, Emanuel 
Vogt und Dr. Ernst Büchel (FBP) den 
wachsenden  Papierkrieg, die oft 
schroffe und unpersönliche Formu­
lierung von Fragebogen ode r  amtli­
chen  Mitteilungen wie d a s  Malaise 
d e r  Verwaltung im allgemeinen. — 
Was  immer die  Ursachen d ieses  
plötzlich konzertierten Ausbruches 
e iner  allgemeinen Missstimmung ge­
genüber  de r  Verwaltung sein mögen, 
sollte allfälligen Auswüchsen in je­
d e m  Falle nachgegangen  werden.  
Bei aller Vorsicht vor einer  Verallge­
meinerung kann man übertriebenen 
Bürokratismus in e iner  Verwaltung 
(die j a  für den  Bürger d a  sein sollte 
und nicht umgekehrt) nicht früh 
genug a n  den Pranger  stellen, und 
zwar nicht nur im Interesse d e s  Ein­
zelnen und den  Zielsetzungen unse­
rer bürgernahen Politik, sondern 
auch  im Interesse j ener  freundlichen 
und zuvorkommenden Beamten, die 
bei einer generellen Missstimmung 
automatisch in d e n  - gleichen Topf 
geworfen werden. 
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